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Verkündet

am 27° Mai 1959

Regierungsobersekretär

als Schriftführer

I m N a m e n d e e V o l k e 8

In Sachen

der Landesversicherungsanstalt Berlin,Berlin—Char—
lottenburg,_■essedamm 1 — 3, vertreten durch die
Geschäftsführung,

Beklagten und Revisionsklägerin‚

@ e g e n

.„„.i.. ‘ ‚. u ‚l..._ .

°,
_

‚>,

Zu 3) und 4) gesetzlich vertreten durch die Klä—
gerin zu 1),

Kläger und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigteié

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 27° Mai 1959, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Prof. Dr„ B o‘g 5
als Vorsitzender,

die Bundesrichter R i 0 h t e r und
Drain—tngkeit

sowie die Bundessozialrichter Dr° Kurzwelly und

Dr„ Dr° Helms

beschlossen, dem Großen Senat des Bundessozielge—

richte folgende Frage zur Entscheidung vorzulege.z

Ist dem Erfordernis des @ 161 Abs° 1 Satz 2 SGG
genügt, wenn der Revisionskläger innerhalb der
Revieionsfrist eine beglaubigte Abschrift des
Protokolls der mündlichen Verhandlung Vor dem
Sozialgericht verlegt, in der die Beteiligten
vor Verkündung des Urteils übereinstimmend er—
klärt haben, sie seien mit der Einlegung der
Sprungrevision einverstanden?

Von Rechts wegen°
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.13__9.5„13„ELLE}-six; .51.n.=.

Ic

Der Anrufung des Großen Senats liegt folgender Sachverhalt

zugrunde:

Die Klage ist auf Vorverlegung des Beginns von Hinterbliebe—

nenrenten aus der InValidenversicherung (JV°)'gerichtet° Die

Berufung war somit nach 5 146 Sozialgerichtsgesetz (SGS) a„F„

ausgeschlossen„ Sie ist aber vom Sozialgeiicht (SG„) zugelas-

sen werden„ Es konnte demnach Sprungrevision eingelegt werden

(@ 161 Abs„ 1 Satz 1 in Verbindung mit @ 159 Nr„ 1 SGG}„

Die in erster Instanz unterlegene beklagte Landesversiche—

rungssnstslt (LVA„) hat innerhalb der durch @ 164 Abs° 1

Satz 1 SGG bestimmten Frist Sprungrevision eingelegt° Sie hat

ihrer Revisionsschrift eine beglaubigte Abschrift der Nieder—

schrift über die letzte mündliche Verhandlung vor dem SG„

beigefügt, die folgende — vor Verkündung des Urteils abgege—

bene — Erklärung enthält:

"Beide Parteien erklären, daß sie mit der Ein—

legung der Sprungrevision einverstanden sind°

v„u„ge"

Einige Monate nach Ablauf der Revisionseinlegungsfrist hat

die Revisionsklägerin, als von den Revisionsbeklagten Beden—

ken gegen die Zulässigkeit der Sprungrevision geäußert worden

waren, dem Revisionsgerieht das schriftliche Einverständnis

des Prozeßbevollmächtigten der Revisionsbeklagten mit der

Einlegung der Sprungrevision vorgelegt°

IID

Der Senat ist der Auffassung, daß die zu Protokoll des Ge—

richts erster Instanz erklärte Einwilligung in die Sprung—

revision der "schriftlichen Erklärung" (@ 161 Abs„ 1 Setä 2

‚_ 3 _
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_ 3 _

SGG) gleichzusetzen ist. Er hält deshalb die Sprungrevision
im vorliegenden Streitfall für zulässig„

Dieser Auffassung steht die Entscheidung des 9° Senats vom

120 April 1956 (BSG. 3, 43) entgegen° Zwar unterscheidet
sich der dem 5„ Senat zur Entscheidung vorliegende Fall

nicht unerheblich von dem Sachverhalt, den der 9° Senat zu
beurteilen hatte: In dem Fall des 90 Senats war die beglau—

bigte Protokollabschrift erst nach Ablauf der Revisions—

frist vorgelegt werden; auch der 3„ Senat würde bei einer

solchen Sachlage die Sprungrevision für unzulässig halten°

Der 9° Senat hat jedoch durch Leitsatz und Art der Begrün—

dung zum
Ausdruck gebracht, daß seine Entscheidung gerade

auf dem Gedanken beruhe, die "schriftliche" Erklärung könne

schlechthin nicht durch die vom SGO berrkundete Erklärung

ersetzt werden° Er hat überdies auf Anirage des 30 Senats

bestätigt, daß diese Auffassung als treggndg Begründung

seiner Entscheidung anzusehen ist°

Deshalb hat der 30 Senat den Großen Senat nach 5„gg SGGan—
gerufen°

III„

Der 3„ Senat begründet seine Auffassung_ wie folgt:

1„ Der 5. Senat stimmt mit dem 9° Senat darin überein, daß

die Einwilligungserklärung des Rechtsmittelgegners eine

ZPO Anm° A I c 3 zu 5 566 a und Anm. B II 0 zu 5 38). Wie

bei allen Prozeßhandlungen schließt deshalb auch hier die

besondere Blickrichtung zum Prozeß in der Regel aus, daß sie

als rechtsgeschäftliche Willenserklärung behandelt wird‚

Deshalb entfällt die Anwendung der Vorschriften des burger—A

lichen Rechts über Anfechtbarkeit wegen Willensmängeln oder

über Nichtigkeit wegen Verstoßes gegen die guten Sitten

oder über Unzulässigkcit wegen Verstoßes gegen das Schika—
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1

neverbot (so die in BSG° 3, 44 zitierte Entscheidung des

Re in Herz, 162, 65 557, die mit dieser Konkretisierung den
vorsngestellten Satz verdeutlicht, daß Prozeßhandlungen in

Voraussetzungen, Formgeboten, Zweck, Inhalt und Wirksamkeit

nur dem Erozeßrecht und nicht dem Erivstrecht unterliegen}o

Ist demnach davon auszugehen, daß Prozeßhsndlungen eigen—

ständig nach den Normen des Verfahrensrechts zu beurteilen

sind, so schließt das dennoch nicht aus, daß Formen, die in

anderen Gesetzen als dem speziellen Prozeßordnungsgesetz

enthalten sind, über ihren besonderen Anwendungsbereich

hinaus aber allgemeine Bedeutung haben, für Prozeßhendlungen

relevant sein können, Die hier zur Erörterung stehende Pro—

zeßhsndlung der Einwilligungserklärung ist selbst Beleg de—

füro Was unter "schriftlicher" Erklärung zu verstehen ist,

kann weder aus @ 161 noch aus anderen Vorschriften des SGG

entnommen werden, Der Ausdruck ist vieldeutigo mit Recht

hat daher der 1° Senat des Bundessozislgerichts (BSG„) (553,

1, 243 1344 f,7) zur Auslegung des prozeßrechtlichen Ben

griffs der "Schriftlichkeit" auf einen allgemeinen Rechtsge—

danken zurückgegriffen, der in @ 126 Abs, 1 BGB seine Aus—
prägung gefunden hat: Schriftform bedeutet, dsP ”die Urkunde

Von dem Aussteller eigenhändig durch Namensunterecnr ft oder

mittels gerichtlich oder noteriell beglaubigten Handscichens

unterzeichnet" isto

Ist aber 5 126 Abs, 1 BGB Ausdruck eines über des bürgerliche

Recht hinausgreifenden Rechtsgedankons, so liegt die Vermu—

tung nahe, daß der den Abs, 1 nur ergänzende Abs, 2 der

gleichen Vorschrift, wonach die schriftliche ?orn durch die

gerichtliche oder noterielle Beurkundung ersetzt wird,

gleichfalls allgemeine Geltung hat, Dieser Vorschrift liegt

offenbar die Auffassung zugrunde, daß die gerichtliche oder

notsrielle Beurkundung “förmlicher” als die Schriftform ist,

noch größere Garantien dafür bietet, daß die Erklärung von

demjenigen stammt, den die Urkunde als Erklärenden ausweist,
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_ 5 -

und deshalb als die stärkere Form der Beweissicherung die

schwächere in sich sohließt° Dieser Grundgedanke gilt nicht

nur für das bürgerliche Recht°

Seine Übertragung auf des Verfahrensrecht würde sich dem—

nach nur dann verbieten, wenn dadurch anerkannte Verfahrens»

grundsätze gefährdet würden° Es ist aber nicht ersichtlich,

welches von den des Ver£ehren der Sozialgerichtsbarkeit be»

herrschenden Prinzipien dadurch beeinträchtigt wurde, daß

die Erklärung der Einwilligung in die Sprungrevision nicht

"schriftlich”, sondern & s qerichtlich beurkundete Erklärung

— in begleubigter Abschrift — vorgelegt wird° Schon aus dem

Wortlaut des @ 161 Abs„ 1 SGG und dem Verhältnis des Satzes
1 zu Satz 2 daselbst geht hervor, daß es in erster Linie um

die "Einwilligung“ des Rechtsmittelgegners geht; sie ist das
essentiale, ihre Form _ “Schriftlichkeit” — das accidentale

dieser Prozeßhendlung„ Die Regelung will sicherstellen, daß

der Rechtsmittelinteressent und im weiteren Verfolg des

Revisionsgericht bis zum Ablauf der Revisionsfrist (BSG° vo

1501201956 in SozR° see 5 161 Bl‚ Be 3 Nr„ 6) Gewißheit
über die Erklärung der Einwilligung haben° Im Rahmen dieses

Prozeßzwecks läßt das1für die Sozielgerichtsbarkeit gelten—
de Verfahrensrecht jede vertretbare Erleichterung zu‚ An—

ders als im Zivilprozeß unterliegt die Einwilligungserklä—

rung nicht dem Vertretungszwang des @ 166 SGG (BSG° 39 13

LT4 fe7)° Sie Kann sogar telegrafisch erklärt werden (BSG°
vom.270201957 in SozR° SGG @ 161 Bl° Da 3 Nr„ 7), was

schlechterdings — man denke nur an die Möglichkeit der
telephonischen Telegrammaufgabe durch einen Anonymus —
nichts mehr mit "Schriftlichkeit" zu tun hat und ehrlicher—

weise nur mit dem “pra“tiechen Bedürfnis“ (e..e.O° Bl° Da 3

Küche.) gerechtfertigt werden kann„ Insoweit könnte man von

— nach Auffassung des Senats durchaus vertretbaren und aus
dem Wesen des sozialgerichtlichen Verfahrens heraus begrün—

1eten — Lockerungen äer Formenstrenge sprechen° HierunterA
J

fällt aber nicht die Möglichkeit, den Nachweis der Einwilli—
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gungserklärung durch Vorlage einer begleubigten Abeohrift der

gerichtlich beurkundeten Erklärung zu führeno Dadurch wird

nicht die "Strenge" der Schriftform gelockert. Es wird im

Gegenteil ein Mehr an Förmlichkeit erbracht, das den mit der

Einwilligungserklärung verfolgten Prozeßzweck in der stärk—

sten, überhaupt denkbaren Form zu fördern geeignet ist, Diese

Möglichkeit nicht zuzulassen, hieße nach Auffassung des Senats
einer formalen Geset2eseuslegung das Fort reden, die weder

mit dem Sinn und Zweck des sozialgerichtlichen Verfahrens

noch mit der vom BSG° in seiner Rechtsprechung zur Einwilli-

gungserklürung verfolgten Grundtendenz in Einklang zu bringen

wäre°

Demgegenüber kann nicht — im Sinne eines argumentum e
contrario — darauf verwiesen werden, daß das SGG verschiedent—

lich ausdrücklich statt der Einreichung eines Schriftsatzes

die Erk‘ärung "zur Niederschrift des Urhundsbeemten der Ge—

schhftsstelle" (@ 90 Abs, 1: Klageerhehung; @ 151 Abs, 1 und
2: Berufungseinlegung) zuläßto Diese Rechtswohltet betrifft

nur mittelbar die Frage der Form° In erster Linie verfolgen

die genannten Vorschriften den Zweck, für solche gestiggengen

52933Ä35é25ä‚ bei denen für den im Rechtsverkehr ungewandten
Rechtsuchenden ein besonderes Bedürfnis nach sschgemäßer Ab—

fassung seines Anliegens besteht, staatliche Hilfe in Gestalt

der Mitwirkung des Urkundsbeemten der Geschäftsstelle — nicht

des Richters — zur Verfügung zu stellen. Das berährt aber

nicht die Frage, ob und mit welcher Wirkung das Gericht Er—

klärungen der Beteiligten in der mündlichen Verhandlung pro—
tokollieren kann oder muß° Eher könnte man die Frage eufwer—

fen, ob es überhaupt zulässig ist, solche Erklärungen der

Beteiligten in das gerichtliche Protokoll aufzunehmen, die

nicht notwendig in der mündlichen Verhandlung abgegeben zu

werden brauchen, es sei denn, daß das Gesetz (vgl„ 5 101 SGG

für Vergleich und Anerkenntnis) ihre Aufnahme in *es Gerichts—

protokoll für zulässig erklärt° Doch gehören enerkanntcrmeßen

Prozeßhandlungen wie der Rechtsmittelverzicht zu den "wesent—
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lichen Vorgä gen der Verhandlung“ (@ 122 Abs. 1 Satz 2 SGG),
die protokolliert werden müssen,obwohl das Gesetz insoweit

nichts vorscnreibt (vgl. 5 514 ZPO). Das Wesen der E klärung
der Einwilligung in die Sprungrevision ist aber gerade der

Verzicht auf des Rechtsmittel — der Berufung - (@ 161 Abs. 2
SGG), so daß keine Bedenken bestehen, die Aufnahme der Ein-

willigungserklärung in das gerichtliche Protokoll zumindest

für zulässig zu halten.

Schließlich kann die Wirksamkeit der Einwilligungserklärung

auch nicht deshalb in Frage gestellt werden, weil sie 39;

Erlaß des Urteils abgegeben wurde, und zwar wechselseitig

von beiden Beteiligten. Zwar steht keineswegs von vornherein

fest, daß beide Beteiligten in die Lage kommen werden,

Sprungrevision einzulegen: Offen ist zu diesem Zeitpunkt,

wer von den Beteiligten durch das Urteil beschwert werden

wird und ob das SG. die Berufung zulassen wird oder ein we-
sentlicher Mangel des Verfahrens des SG. gerügt werden kann

(5 161 Abs. 1 Satz1 i. Verb. mit @ 150 Nr. 1 und ?. see).

Die Einwilligungserklärung kann demnach durch den Erlaß des

Urteils gegenstsndslos werden. Trotzdem wird die Einwilli—

gungserklärung vor Erlaß des Urteils — insbesondere in der

wechselseitigen Form, in der sich Kläger und Beklagter noch

in der Ungewißheit über den Inhalt des erstinstunzlichen Ur—

teils gegenseitig die Chance einer schnelleren letzinstanzli—

chen Entscheidung einräumen - als zulässig anzusehen sein,

weil sie einem praktischen Bedlrfnis entspricht und mit keinem

Prozeßgrundsetz in Widerspruch steht. Für sie gilt das gleiche

wie für den Rechtsmittelverzicht, den sie je — in besch'ähktem

Umfangs — darstellt (s.o. S. 7). Nach durchaus herrschender

Meinung ist der Rechtsmittelverzicht vor Erleß des Urteils

zulässig, wobei als für die hier zu entscheidende Frsve uner—

heblich offen bleiben kann, ob der Verzicht in diesem Falle

nur durch Vertrag erfolgen kann (vgl. RGZ. 102, 217 [520 ffL7;

104, 133 [1'3_5_7;Stein—Jonas—Schönke—Po‘nleZPO 18. Auf . Anm.
I zu € 514; Baumbach—Lauterbach, ZPO 25. Aufl° Anm. 1 zu @ 514°
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Rosenberg, Lehrb. d. Dtsch. Zivilprozeßr. 7, Aufl. S. 640;

g;gL Wieczorek ZPO Anm. B II e 1 zu @514)°

Hält man es demnach für zulässig, äaß die Einwilligung in die

Sprungrevision vor Erlaß des Urteile zu Protokoll des SG„ er—

klärt wird, so bleibt letztlich zu fragen, wie der Revisions—

kläger seiner ?flicht genügen kann, die beurkundete Erklärung

"der Revieionssehrift beizufügen" (% 161 Abs„ 1 Satz 2 SGG)
oder sie zumindeét vor Ablauf der Revisionsfrist dem BSC—o

vor2ulegen (SozR° SGG @ 161 Bl° Da 3 Nr„ 6)° Die Vorlage des

Sitzungsprctokolls selbst als Teile der Gerichteakten schei—

det praktisch aus. Die Einreichung einer ginjgg gg Abschriftn

des Sitzungsprotokolls bietet nicht genügend Sicherheit (vglc

BSG. vom 12„12„1958 in SozR° GGG @ 161 Bl. De 5 Nr„ 12)„ In—

dessen wird es in Anlehnun. an die für den Urkundenbeweis

getroffene Regelung für ausreichend zu erachten sein, daß das

Sitzungsprotokoll ”in einer begleubigten Abschrift, die hin—

sichtlich der Beglaubigung die Erfordernisse einer öffentli—

chen Urkunde an sich trägt" (@ 435 Satz 1 ZPO), vorgelegt

wird. Damit ist dem Bedürfnis nach Gewißheit darüber, daß

der Rechtsmittelgegner seine Einwilligung in die Sprungrevi-

sion erklärt hat, in mehr als ausreichendem äeße Rechnung

getragen°
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